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Ukraine, Belarus, Republik Moldau und der südliche 
Südkaukasus
Iris Kempe 

Die Europäische Nachbarschaftspolitik1 ist gleichzeitig Ergebnis und prägender Faktor
eines sich seit 2004 vollziehenden dreifachen Paradigmenwechsels, der neuen Profilierung
Russlands, der Entscheidungsprozesse innerhalb der EU von 27 und mehr Mitgliedstaaten
und den Regenbogenrevolutionen in den Nachbarstaaten.2 

Die europäischen Nachbarstaaten zwischen Handlungsdruck und Stagnation 

Wie in den Nachbarstaaten der Europäischen Union üblich, waren die Wahlen auch im
zurückliegenden Jahr ein wichtiger Indikator für die Entwicklung der Innenpolitik sowie für
das Verhältnis zur Europäischen Union. In der Ukraine sollten die Parlamentswahlen am 30.
September 2007 einen Durchbruch auf zwei Ebenen bewirken, nämlich die der persönlichen
Machtverteilung sowie der institutionellen Kompetenzabgrenzung im ukrainischen Regie-
rungssystem, die durch die Verfassungsreform 2004 erneut ins Schwanken geraten war. Kon-
kret hatten beide Faktoren dazu geführt, dass die Ukraine seit dem Frühjahr unter einer stän-
digen Regierungskrise litt und die Wahlen als Ausweg aus der Verfassungskrise angesehen
wurden. Als letzte Lösungsmöglichkeit verkündete Präsident Juschtschenko am 2. April die
Auflösung der Obersten Rada, des ukrainischen Parlaments, und setzte Neuwahlen für den
27. Mai an. Allerdings begab er sich dabei auf das Glatteis unklarer konstitutioneller Rege-
lungen. Die Rada stellte sich nach Auszug der pro-westlichen Parteien mehrheitlich hinter
den Premier Janukowitsch, tagte weiter und rief das Verfassungsgericht für eine Klärung der
unklaren konstitutionellen Fragen an, begleitet von wochenlange Querelen, gegenseitigen
Drohungen, Verfassungsklagen und auch künstlich initiierten Straßenprotesten. Im europäi-
schen Sinne positiv hervorzuheben ist, dass es erneut gelang, nach internationalen Standards
freie und faire Wahlen abzuhalten. Im Ergebnis ergab sich die folgende Stimmenverteilung:
Partei der Regionen (Janukowitsch) 34,37%, Block Julia Timoschenko 30,71% sowie
Unsere Ukraine (Juschtschenko) 14,25%. Nach langwierigen Koalitionsverhandlungen ergab
sich erneut eine hauchdünne Mehrheit für das orangene Reformlager bestehend aus Julia
Timoschenko als Premierministerin und Viktor Juschtschenko als Präsident. 

Außenpoltisch versucht sich die Ukraine nach wie vor zwischen Russland, der Europäi-
schen Union und der transatlantischen Kooperation zu positionieren, wobei letztere primär
durch die Bestrebungen zum Ausdruck kommen, sich der NATO annähren zu wollen. Die
die neue Regierung ein moderateres Verhältnis zu Russland eingenommen. Gemeinsame
Interessen und Abhängigkeiten bündeln sich bei Fragen der Versorgung mit Erdgas ebenso
wie der Rolle der Ukraine als Lieferant für russisches Erdgas nach Europa.3 Die dafür erfor-
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derlichen Verhandlungen zwischen Gasprom und UkrGasEnergo entziehen sich oftmals der
polischen Kontrolle und werden vielmehr von wenig transparenten Verhandlungen zwischen
Akteuren aus der Wirtschaft dominiert. Bisher existiert noch keine abschließende Klarheit
über die Höhe der künftigen Gaspreise. 

Prägend für die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und Moldova in
Kooperation mit der Ukraine waren die Aktivitäten im Rahmen der Border Assistance Mis-
sion to Moldova and Ukraine (EUBAM), die sich vor allem auf die Kontrolle des territoria-
len Konflikts mit Transdnistrien richtet. 

Belarus bleibt nach wie vor eine große Herausforderung für die ENP, wobei die voll-
ständige Einbindung des Landes in die Strukturen der ENP erst nach einem Regimewechsel
möglich sein wird. Auch im letzen Jahr ist es nicht gelungen, Durchbrüche in die Richtung
einer demokratischen Transformation zu bewirken. Vielmehr kam es bei den Feierlichkei-
ten zum 90 Jahrestag der Gründung der Belarussischen Volksrepublik zu erneuten blutigen
Auseinandersetzungen zwischen dem Regime und der demokratischen Opposition. Die EU-
Außenkommissarin Ferrero Waltner verurteilte das gewaltsame Vorgehen gegen Zivilisten
und Journalisten. Die Zielsetzung, das Regime auch weiterhin zu sanktionieren, kommt bei-
spielsweise bei der Verlängerung des Einreiseverbots für Vertreter des Regimes zum Aus-
druck. In gewissem Widerspruch zu dieser Politik hat die Europäische Kommission im
März 2008 aber entschieden, eine Delegation in Minsk zu eröffnen.4 

Die Staaten des südlichen Kaukasus befinden sich auf dem halben Weg der Transforma-
tion.5 In Aserbaidschan sind auch im zurückliegenden Jahr keine bedeutenden Fortschritte zu
verzeichnen.6 So wurden die Vorgaben des ENP Aktionsplan zur demokratischen Regie-
rungsführung, Verbesserung des Rechtsstaats, Bekämpfung der Korruption, Verbesserung
der Menschenrechte und des Investitionsklimas nicht genutzt. Verletzungen von Menschen-
rechten und der Pressefreiheit in Aserbaidschan wurden von Vertretern der europäischen
Kommission vor dem Parlament im August 2007 kritisiert.7 Mit einem wirtschaftlichen
Wachstum, das auch im Jahre 2007 24,7% des Bruttosozialproduktes ausmacht, ist Aserbaid-
schan das Land mit dem weltweit größten Wirtschaftswachstum, das fast ausschließlich auf
seinen Ölvorkommen basiert. Trotz dieses ökonomischen Reichtums kommt die schlechte
Regierungsführung aber beispielsweise in der weiten Verbreitung von Armut zum Ausdruck.
2007 lebten 16% der Bevölkerung unterhalb der offiziellen Armutsgrenze.8 Da es sich bei
Aserbaidschan um den klassischen Fall eines Rentierstates handelt, wird es auch künftig
schwer sein, mit dem Instrument der ENP nachhaltige Kooperationsangebote zu unterbrei-
ten. Dennoch versucht die Europäische Union mit der Eröffnung einer Delegation in Baku
im Februar 2008, die Kanäle des Dialoges auszubauen.9
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In Armenien gelang es dagegen, Fortschritte auf einzelnen Ebenen des ENP Aktionspla-
nes insbesondere bei der Reform der Judikative und bei der Gesetzgebung über den Ombuds-
man zu erzielen. Allerdings verursachten die Präsidentschaftswahlen am 19. Februar 2008
Probleme. Ähnlich wie in der Ukraine oder in Russland konnte der Amtsinhaber Robert Kot-
scharjan laut der Verfassung nicht für eine dritte Amtsperiode kandidieren. Ministerpräsident
Sarkisjan siegte mit 52% der Stimmen, gefolgt von Lewon Terpetrosjan 21,5% und Artur
Bagdasarjan 16,8%. Die Opposition erkannte das Wahlergebnis nicht an und sprach von
Wahlfälschungen, Beobachter der OSZE bewerteten die Wahlen jedoch als weitgehend
demokratisch.10 Aufgrund des knappen Wahlergebnisses kam es in Eriwan zu gewaltsamen
Unruhen, worauf die armenische Regierung den Ausnahmezustand verhängte. Die sloweni-
sche Ratspräsidentschaft forderte aber, den Ausnahmezustand zu beenden.11

Ein ähnliches Szenario war in Georgien dem bisherigen Reformmusterland des süd-
lichen Kaukasus zu beobachten. Als Reaktion auf Massenproteste am 7. November 2007
kündigte Präsident Michail Saakaschvili vorzeitige Präsidentschaftswahlen am 5. Januar
2008 an, zusammen mit einem Referendum über den Beitritt zur NATO. Dem Amtsinha-
ber gelang es mit einer knappen Mehrheit von 53,47% gegen seinen Herausforderer
Gaschetschiladse zu siegen. Nach Einschätzung der OSZE-Wahlbeobachter ist die Wahl
überwiegend in Einklang mit den internationalen Standards verlaufen.12 Insgesamt lobt die
Europäische Kommission einzelne Reformfortschritte in Georgien wie das Vorankommen
bei der Korruptionsbekämpfung, moniert aber auch Defizite in den demokratischen Ver-
fahrensweisen.13 Dennoch oder gerade deshalb beabsichtige die georgische Regierung, die
territorialen Konflikte mit Abchasien und Südossetien möglichst schnell zu lösen, um
somit eine wichtige Bedingung für den Beitritt in die NATO und die Europäische Union zu
erfüllen.14 Diese Politik sollte im August 2008 zum Fünf-Tage-Krieg mit Russland führen.
Im Ergebnis erklärten sich Abchasien und Südossetien unabhängig und wurden von der
russischen Regierung anerkannt. Die Konsequenzen des Kriegs wirken sich weit über den
südlichen Kaukasus auf die Weltpolitik aus.

Entwicklungen und Reformdebatten in der Europäischen Nachbarschaftspolitik 

Die Implementierung der ENP verlief nach den vorgegebenen Zeitrahmen, wonach die
Europäische Kommission im April 2008 Fortschrittsbereichte über die Implementierung
der ENP in den Empfängerstaaten publizierte.15 Des weiteren würdigt die Europäische
Kommission Fortschritte in den Nachbarstaaten wie der Ukraine durch die derzeitige Aus-
handlung eines erweiternden Abkommens als Fortsetzung der Partnerschafts- und Koope-

10 Walter Kaufmann: Zur Verhängung des Ausnahmezustands in Armenien, 02. 03. 2008, http://www.boell.de/
internationalepolitik/internationale-politik-2113.html.
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rationsabkommens oder durch zusätzliche Finanzierungen im Rahmen des Europäischen
Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrumentes, wie es bereits in Marokko der Fall war.
Reformdebatten über die ENP konzentrieren sich auf zwei Ebenen: Die institutionelle
Erweiterung der ENP hin zur Assoziierung und zum Beitritt für die beitrittswilligen und –
fähigen Anrainer im Osten sowie die Balance zwischen den osteuropäischen Nachbarn und
den Mittelmeeranrainern. 

Die Entwicklung in den osteuropäischen Nachbarstaaten verdeutlicht, dass trotz graduel-
ler Fortschritte keine Durchbrüche in der Ausrichtung der Innen- und Außenpolitik zu ver-
zeichnen sind. Demnach ist die ENP ein durchaus angemessenes Instrumentarium um die
Beziehungen mit den auch am Beitritt zur EU interessierten Staaten wie die Ukraine und
Georgien zu gestalten. Im zurückliegenden Jahr gab es weder in den Ländern selbst noch auf
der europäischen Ebene ernsthafte Bemühungen in Richtung Beitritt. Die Ukraine und Geor-
gien hatten ihre Bestrebungen der Westintegration zudem auf einen Membership Action Plan
mit der NATO konzentriert. Entgegen den Interessen der USA sowie einiger neuer EU Mit-
gliedstaaten erhielten die beiden Staaten nicht die gewünschte Option. Diese Entscheidung
lässt sich mit den Defiziten im Bereich der Transformation, mit dem NATO – internen
Gleichgewicht aber auch mit den Interessen Russlands begründen. 

Die größten Turbulenzen entwickelten sich hinsichtlich der Austarierung zwischen der
östlichen und südlichen Dimension der ENP. Nach der ENP-Plus Initiative der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft, welche den Schwerpunkt auf eine intensivierte regionale Koopera-
tion im Osten legte, wurde die Verstärkung der mediterranen Dimension der Europäischen
Nachbarschaftspolitik zur Priorität der südlichen Mitgliedsstaaten, insbesondere Frankreich.
Nicolas Sarkozy’s Vorschlag einer Mittelmeerunion beabsichtigt die Nachbarschaftspolitik
stärker als bisher auf den Mittelmehrraum zu konzentrieren und damit erneut das EU-interne
Gleichgewicht zu verschieben. Andere Mitgliedstaaten insbesondere Deutschland kritisierten
den Vorschlag. Angela Merkel warnte explizit vor einem Verfall der EU in ihrem Kernbe-
reich und befürwortete einen gemeinsamen Europäischen Ansatz in der Mittelmeerregion.
Nach umfassenden Debatten gelang es schließlich im März 2008, einen Kompromiss Die
Mittelmeerunion soll ein gemeinsames Europäisches Projekt werden, an dem alle 27 Mit-
gliedstaaten mitwirken und das den bestehenden Barcelona-Prozess fortsetzt, ohne dabei
eigene Institutionen zu bilden. Auch als Reaktion auf die französische Initiative verabschie-
deten die polnische und die schwedische Regierung gemeinsam die „Östliche Dimension“.
Das Papier beschränkt die Nachbarschaftspolitik auf die Anrainer im Osten.

Auch im zurückliegenden Jahr hat sich gezeigt, dass es sich bei der Europäischen Nach-
barschaftspolitik noch in erster Linie um ein Spielfeld der Interessen einzelner EU-Mitglied-
staaten sowie der nach Demokratie und Einbindung in die europäischen Strukturen streben-
den osteuropäischen Nachbarstaaten handelt. 
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